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6 Fragen (V) 

„Eine nachhaltige 
Wirtschaft kann keine 
kapitalistische sein“
Den Glauben, dass unser marktwirtschaftliches System 
zur notwendigen ökologischen Transformation tatsächlich 
fähig ist, mag dieser Theologe und Marxismus-Experte  
nicht teilen.   

Interview mit Dr. Bruno Kern 

ÖkologiePolitik: Herr Dr. Kern, warum 
gilt in der Wirtschaftspolitik Wachs-
tum als primäres Ziel?

Dr. Bruno Kern: Wachstum ist kein 
bewusst gewähltes Ziel. Vielmehr ist 
der Zwang zum Wachstum zuinnerst 
ins kapitalistische Wirtschaftssystem 
eingeschrieben. Eine Ökonomie, 

deren Basis die Konkurrenz von Ein-
zelkapitalien ist, kann nur stabil blei-
ben, wenn Wachstum auf Dauer ge-
stellt wird. Wie ein Fahrrad, das sich 
stets vorwärtsbewegen muss, um 
im Gleichgewicht zu bleiben, muss 
eine kapitalistische Ökonomie stets 
wachsen. Wobei die Richtung des 
Wachstums völlig egal ist. Ein großer 
Teil dieses Wachstums hat nichts mit 
echter Steigerung von Lebensquali-
tät zu tun. Dass eine Kapitalakkumu-
lation auf immer höherer Stufenleiter 
die notwendige Voraussetzung einer 
kapitalistischen Ökonomie ist, haben 
auch die Theoretiker der sogenann-
ten „sozialen Marktwirtschaft“ so 
beschrieben.

Welche sozialen Folgen hat es, 
wenn die Wirtschaft nicht wächst oder 
gar schrumpft?

Der materielle Lebensstandard 
wird sinken. Viele Konsummuster 
können nicht mehr aufrechterhal-
ten werden. Um einen Schrump-
fungsprozess für die Bevölkerungs-

mehrheit akzeptabel zu machen, ist 
entscheidend, dass dieser gerecht 
gestaltet wird. Das heißt: soziale Um-
verteilung des vorhandenen privaten 
Reichtums – der übrigens ökologisch 
den größten Schaden anrichtet – in 
großem Stil. 

Bedeutet Wirtschaftswachstum 
zwangsläufig auch ein Wachsen des 
Rohstoff- und Energieverbrauchs und 
damit der Umweltzerstörung?

Definitiv ja. Der ökoliberale Main-
stream – dazu zählen heute die meis-
ten Umweltorganisationen, Bündnis 
90/Die Grünen und etliche renom-
mierte Forschungsinstitute – verbrei-
tet immer noch die Illusion, dass sich 
das BIP-Wachstum in genügendem 

Maß vom Energie- und Rohstoffver-
brauch abkoppeln ließe. Das hält 
aber keiner näheren Überprüfung 
stand. Wir konnten einige Jahrzehn-
te lang zwar durchaus eine relative 
Entkoppelung verzeichnen: Der 
Energie- und Ressourcenverbrauch 
wuchs langsamer als das Bruttoin-
landsprodukt. Doch erstens ist das 
längst nicht mehr der Fall. Und zwei-
tens bräuchten wir, um unsere Kli-
maziele einzuhalten, eine absolute 
Entkoppelung. Die Effizienzpotenzi-
ale unterliegen aber dem Gesetz des 
abnehmenden Ertragszuwachses: Je 
mehr Effizienzpotenzial wir erschlos-
sen haben, umso schwieriger wird 
es, diesen Prozess fortzuschreiben. 

„Um einen Schrumpfungsprozess für die 

Bevölkerungsmehrheit akzeptabel zu machen, ist  

entscheidend, dass dieser gerecht gestaltet wird.“

Dr. Bruno Kern, Jahrgang 1958, stu-
dierte Theologie und Philosophie und 
war Mitglied des Dominikaner-Ordens. 
Er verließ den Orden wieder, arbeitete in 
der Missionszentrale der Franziskaner, 
bereiste Brasilien und promovierte über 
die Marxismusrezeption in der latein-
amerikanischen Befreiungstheologie. 
Anschließend arbeitete er als Kranken- 
und Altenpfleger, Bildungsreferent, 
Lektor, Autor und Übersetzer. Unter 
anderem schrieb er eine Biografie über 
Karl Marx. 

www.oekosozialismus.net 

http://www.oekosozialismus.net
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  |  TITELTHEMA: WIRTSCHAFT OHNE WACHSTUM?

Seit Anfang 2000 gibt es kaum mehr 
Effizienzgewinne. Bei einem Wirt-
schaftswachstum von 2 % bräuchten 
wir, um die ökologisch notwendigen 
Reduktionen des Energie- und Roh-
stoffverbrauchs zu erreichen, eine Ef-
fizienzsteigerung um den Faktor 27. 

Unseren Energieverbrauch müssen 
wir in Zukunft nahezu ausschließlich 
aus erneuerbaren Quellen bestrei-
ten. Die sind aber nicht unbegrenzt 
vorhanden. Aufgrund ihrer wesent-
lich geringeren Energiedichte gegen-
über fossilen Energien bedeutet das, 
dass wir in Zukunft mit wesentlich 
weniger Nettoenergie auskommen 
müssen. Deutschland konsumiert 
im Jahr insgesamt 2.500 Terawatt-
stunden an Endenergie, doch laut 
einer Studie des Ökoinstituts für den 
WWF haben wir ein theoretisch aus-
schöpfbares  Potenzial an erneuer-
baren Energien von lediglich 700 
Terawattstunden. Es klafft also eine 
große Lücke, die es unumgänglich 
macht, den Energieverbrauch dras-
tisch zu reduzieren. Um unsere Wirt-
schaft zu dekarbonisieren, muss in 
vielen Produktionsbereichen – etwa 
in der chemischen Grundstoffindus-
trie oder bei der Stahlproduktion – 
Wasserstoff eingesetzt werden, der 

mittels Elektrolyse mithilfe von er-
neuerbaren Quellen erzeugt wird. 
Woher soll dafür die Energie kom-
men? Wir werden in Zukunft erheb-
lich weniger Stahl, Aluminium und 
Zement herstellen können. Das stellt 
unsere Industriegesellschaft insge-

samt infrage. Der Ökonom Hans-
Werner Sinn hat recht, wenn er sagt: 
„Mit Windrädern kann man keine In-
dustriegesellschaft betreiben.“ Statt 
darauf zu setzen, dass uns alterna-

tive Techniken ein „Weiter so!“ ga-
rantieren, muss das neue Paradigma 
„Rückkehr zum menschlichen Maß“ 
lauten.

Wie müsste eine Wirtschaftord-
nung aussehen, die das Ziel „Nachhal-
tigkeit“ ernsthaft verfolgt und errei-
chen kann?

Eine ökologisch nachhaltige Wirt-
schaft kann letztlich keine kapitalisti-
sche mehr sein. Eine schrumpfende 
Wirtschaft ist mit dem Wachstums-
zwang, der dem Kapitalismus ein-
geschrieben ist, nicht vereinbar. Ein 
schrumpfendes BIP kommt schul-
ökonomisch gesprochen einer lang 

anhaltenden Depression gleich. Bei 
sinkenden Profiten geht die priva-
te Investitionsneigung zurück. Bei 
knapper werdenden essenziellen 
Ressourcen funktionieren Markt-
mechanismen nicht mehr, weil die 
Marktteilnehmer auf Preissignale 
nicht mehr flexibel reagieren können. 
Wir haben es dann mit sogenann-
ten „Verkäufermärkten“ zu tun. Es 
kommt zu schwerwiegenden Fehlal-
lokationen: Die knappen Ressourcen 
fließen dahin, wo entsprechende 
Kaufkraft vorhanden ist, fehlen aber 
an anderer Stelle, wo es vitale Be-
dürfnisse abzudecken gilt. Es gibt für 
knapper werdende Ressourcen eine 
Verwendungskonkurrenz. Wir wer-
den uns als Gesellschaft entscheiden 
müssen, ob wir die Ressourcen für 
Kreuzfahrten bereitstellen oder für 
MRT-Geräte in unseren Krankenhäu-
sern. Wir werden politisch aushan-
deln müssen, was, wie und wie viel 
produziert wird. Eine wirtschaftliche 
Gesamtplanung ist unumgänglich. 
Allerdings wird sich der Großteil un-
seres Konsums, unserer Produktion 
und unseres Lebens im Nahbereich 
abspielen, in Stadtteilen und Ge-
meinden, die ein hohes Maß an Aut-

arkie besitzen. Das schafft die Voraus-
setzung für viel direkte Partizipation. 
Ein „Ökosozialismus“ in diesem Sin-
ne ist also gar nicht vergleichbar mit 
den Planungsbürokratien vergange-
ner „sozialistischer“ Gesellschaften, 
die mit anderen Mitteln denselben 
zerstörerischen Industrialisierungs-
kurs verfolgt haben wie wir heute. 
Wir müssen aber bereits jetzt, im 
Rahmen des bestehenden Systems 
und mit den Instrumenten, die uns 
zurzeit zur Verfügung stehen, mög-
lichst rasch erhebliche Reduktionen 
umsetzen und damit die Transfor-
mation einleiten. Ansonsten könnten 

wir in eine Dynamik hineingeraten, 
in der wir gar nichts mehr politisch 
gestalten, sondern nur noch Katas-
trophen verwalten können. Wichtig 
sind vor allem ordnungspolitische 
Maßnahmen, die man bei entspre-
chendem politischen Willen auch 
jetzt schon treffen kann – z. B. ein 

Verbot von Kurzstreckenflügen, Kon-
tingentierung von Fernflügen, keine 
Zulassung von Pkws für den rein pri-
vaten Gebrauch ab 2030, ordnungs-
politische Vorgaben für die Landwirt-
schaft wie etwa Flächenbindung für 
die Tierhaltung, Futtermittelimport-
verbot usw. Für solche Maßnahmen 
muss möglichst viel Druck von unten 
aufgebaut werden.  

Wie sinnvoll sind die aufgrund 
der Corona-Pandemie initiierten Ret-
tungsfonds und Konjunkturprogram-
me?

Wir haben eine große Chance 
vertan. Die durch die Pandemie 
ausgelöste Rezession hätte uns die 
Möglichkeit geboten, aus dem „de-
growth by desaster“ ein „degrowth 
by design“ zu machen, d. h. den aus 
ökologischen Gründen dringend 
notwendigen Schrumpfungspro-
zess bewusst einzuleiten und zu 

gestalten. Selbstverständlich ist es 
sinnvoll, die materielle Existenz der 
Menschen in der Krise mit Staatshil-
fen abzusichern und auch eine Infra-
struktur aufrechtzuerhalten, die für 
uns unverzichtbar ist. Aber man hat 
auch hohe Summen in Branchen 
investiert, die ökologisch höchst 

schädlich sind und die wir ohnehin 
abbauen müssen, wie z. B. in die 
Reisekonzerne oder die Automobil-
industrie. Die Reduktionen im Ver-
kehrsbereich machen eine Abkehr 
vom motorisierten Individualverkehr 
zwingend nötig und die deutsche 
Automobilindustrie wird auf etwa 
10 % schrumpfen müssen. Stattdes-

sen subventioniert man nun aber die 
private Mobilität in Form von hohen 
Prämien für E-Autos, obwohl diese 
eine desaströse Ökobilanz aufwei-
sen: Allein die Produktion der Batte-
rie verursacht CO2-Emissionen von 
bis zu 17 Tonnen. 

Birgt die Staatsverschuldung Ge-
fahren?

Auch öffentliche Schulden sind 
Wachstumstreiber, weil sie letzt-
lich realwirtschaftlich unterfüttert 
werden müssen. Deshalb hätte die 
Verschuldung in Grenzen gehalten 
werden müssen, indem man auf die 
Subventionierung von Branchen 
verzichtet, die ohnehin mit Nachhal-
tigkeit nicht vereinbar sind. Und man 

hätte zur Finanzierung der nötigen 
sinnvollen Staatshilfen Umvertei-
lungsmechanismen finden müssen, 
die den privaten Reichtum abschöp-
fen, z. B. eine Vermögensabgabe 
nach dem Modell des Lastenaus-
gleichs nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Keynesianistische Ökonomen be-
haupten, dass die Staatsschulden un-
problematisch seien, da sie ohnehin 
nie zurückgezahlt und nach einigen 
Jahrzehnten bedeutungslos werden. 
Man könne sie sozusagen einfach 
in den Büchern stehen lassen. Das 
stimmt aber nur unter der Vorausset-
zung eines weiter forcierten Wachs-
tums, das wir uns aus ökologischen 
Gründen nicht mehr leisten können. 

Herr Dr. Kern, herzlichen Dank für 
das interessante Gespräch.                   n

„Der materielle Lebensstandard wird sinken.“

„Wir werden uns entscheiden müssen,  

ob wir die Ressourcen für Kreuzfahrten bereitstellen 

oder für MRT-Geräte in unseren Krankenhäusern.“ 

„Wir werden politisch aushandeln müssen, was,  

wie und wie viel produziert wird. Eine wirtschaftliche 

Gesamtplanung ist unumgänglich.“

„Statt darauf zu setzen, dass alternative Techniken 

ein ‚Weiter so!‘ garantieren, muss das neue Paradigma 

‚Rückkehr zum menschlichen Maß‘ lauten.“
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